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Änderungsantrag 1 
Helmut Scholz, Paul Murphy, Younous Omarjee, Patrick Le Hyaric, Marie-Christine 
Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Bezugsvermerk 7 a (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  – unter Hinweis auf seine Entschließung 
vom 25. November 2010 zu 
Menschenrechten, Sozial- und 
Umweltnormen in internationalen 
Handelsabkommen1, 

 1 Abl.  C 99 E vom 3.4.2012, S. 31. 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/2 

Änderungsantrag 2 
Helmut Scholz, Paul Murphy, Younous Omarjee, Patrick Le Hyaric, Marie-Christine 
Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Bezugsvermerk 7 b (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  – unter Hinweis auf seine Entschließung 
vom 25. November 2010 zur 
internationalen Handelspolitik im Zuge 
der Herausforderungen des 
Klimawandels1, 

 1 Abl. C 99 E vom 3.4.2012, S. 94. 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/3 

Änderungsantrag 3 
Helmut Scholz, Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Erwägung C a (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  Ca. in der Erwägung, dass sich der 
Abschluss eines Freihandelsabkommens 
mit den USA insbesondere durch den 
Verlust von Eigenmitteln in Form von 
Zöllen auf den EU-Haushalt auswirken 
würde, wobei die Zolleinnahmen derzeit 
2,6 Mrd. EUR jährlich betragen; 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/4 

Änderungsantrag 4 
Helmut Scholz 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Erwägung C b (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  Cb. in der Erwägung, dass der Abschluss 
eines umfassendes Handels- und 
Investitionsabkommens mit einer 
hochentwickelten Volkswirtschaft mit 
sehr wettbewerbsfähigen Unternehmen 
zusätzlichen Druck auf eine Reihe von 
Wirtschaftszweigen in der EU und die 
dazugehörigen Arbeitsplätze ausüben und 
die Belastung der Volkswirtschaften der 
EU-Mitgliedstaaten, die aufgrund der 
aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise 
schon jetzt hoch ist, noch verstärken 
würde; 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/5 

Änderungsantrag 5 
Helmut Scholz, Paul Murphy, Younous Omarjee, Patrick Le Hyaric, Jacky Hénin, 
Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Erwägung D a (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  Da. in der Erwägung, dass die USA die 
IAO-Übereinkommen Nr. 87 von 1948 
über die Vereinigungsfreiheit und den 
Schutz des Vereinigungsrechts und Nr. 98 
von 1949 über das Vereinigungsrecht und 
das Recht auf Kollektivverhandlungen 
nicht ratifiziert haben; 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/6 

Änderungsantrag 6 
Helmut Scholz, Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Erwägung E a (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  Ea. in der Erwägung, dass die 
Weltwirtschaftskrise ihren Ursprung im 
Subprime-Kreditsektor der USA hatte und 
sich wegen der starken Beteiligung des 
europäischen Bankensektors derart 
schnell ausbreiten konnte; in der 
Erwägung, dass wirksame gemeinsame 
regulatorische Konzepte im Finanzsektor 
eine Voraussetzung für die Aufnahme des 
Handels mit Finanzdienstleistungen in 
die TTIP sind; 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/7 

Änderungsantrag 7 
Helmut Scholz, Paul Murphy, Younous Omarjee, Patrick Le Hyaric, Jacky Hénin, 
Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Erwägung E b (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  Eb. in der Erwägung, dass die 
Gewerkschaftsbewegungen beiderseits des 
Atlantiks umfassend an den 
Verhandlungen beteiligt sein müssen, um 
zu gewährleisten, dass ein etwaiges 
künftiges Abkommen nicht zum Nachteil 
von Arbeitern und deren Angehörigen in 
der EU wie auch in den USA ausfällt; 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/8 

Änderungsantrag 8 
Helmut Scholz, Paul Murphy, Younous Omarjee, Patrick Le Hyaric, Jacky Hénin, 
Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Erwägung G 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

G. in der Erwägung, dass die HLWG 
gemeinsam zahlreiche mögliche Optionen 
für die Ausweitung des transatlantischen 
Handels und der transatlantischen 
Investitionen analysiert hat und in ihrem 
Abschlussbericht zu dem Schluss kommt, 
dass ein umfassendes Handels- und 
Investitionsabkommen für beide 
Volkswirtschaften den größten Nutzen 
brächte; 

G. in der Erwägung, dass die HLWG 
gemeinsam zahlreiche mögliche Optionen 
für die Ausweitung des transatlantischen 
Handels und der transatlantischen 
Investitionen analysiert hat und in ihrem 
Abschlussbericht zu dem Schluss kommt, 
dass ein umfassendes Handels- und 
Investitionsabkommen für beide 
Volkswirtschaften den größten Nutzen 
brächte; in der Erwägung, dass es der 
HLWG nicht gelungen ist, jenseits eines 
Handels- und Investitionsabkommens 
andere Arten der Zusammenarbeit zu 
prüfen, die zu Beschäftigungswachstum, 
besserem Umweltschutz und verbesserter 
Gesundheitsfürsorge führen könnten, wie 
etwa abgestimmte öffentliche 
Investitionsstrategien oder eine Korrektur 
des Sparkurses der EU, der der 
Hauptfaktor für die Arbeitslosigkeit in der 
EU ist; 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/9 

Änderungsantrag 9 
Helmut Scholz, Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Erwägung H 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

H. in der Erwägung, dass die EU der 
Überzeugung ist, dass die Entwicklung 
und Stärkung des multilateralen Systems 
das entscheidende Ziel ist; in der 
Erwägung, dass dies jedoch bilaterale 
Abkommen, die über WTO-
Verpflichtungen hinausgehen und 
multilaterale Regelungen ergänzen, nicht 
ausschließt, da sowohl regionale 
Abkommen als auch 
Freihandelsabkommen zu einer stärkeren 
Harmonisierung von Normen und einer 
breiteren Liberalisierung führen, die sich 
günstig auf das multilaterale 
Handelssystem auswirken; 

H. in der Erwägung, dass die Stärkung des 
multilateralen Systems, obgleich sie auch 
weiterhin ein vorrangiges Ziel der EU ist, 
nicht ausschließt, dass bilaterale 
Abkommen über WTO-Verpflichtungen 
hinausgehen und multilaterale Regelungen 
ergänzen; in der Erwägung, dass der 
Einfluss von Verhandlungen mit den USA 
auf andere laufende 
Handelsverhandlungen, auf andere 
Partner in der Welt und auf das Ziel einer 
breiteren und fairen transatlantischen 
Partnerschaft, die Afrika und 
Lateinamerika miteinschließt, sowie der 
Einfluss auf bereits bestehende regionale 
Handels- und Kooperationsabkommen 
eingehend zu prüfen sind; 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/10 

Änderungsantrag 10 
Paul Murphy, Søren Bo Søndergaard, Patrick Le Hyaric, Willy Meyer, Jacky Hénin, 
Marie-Christine Vergiat, Younous Omarjee 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Ziffer 1 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

1. vertritt die Auffassung, dass die 
strategische Bedeutung der 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen der EU 
und den USA bestätigt und vertieft 
werden sollte und dass die EU und die 
USA auf dem Gebiet des weltweiten 
Handels, der weltweiten Investitionen und 
handelsbezogener Angelegenheiten, wie 
etwa Standards, Normen und 
Vorschriften, gemeinsame Konzepte 
entwerfen sollten, um einen breiteren 
transatlantischen Blickwinkel und ein 
gemeinsames Paket strategischer Ziele zu 
entwickeln; 

1. glaubt nicht, dass die Kommission mit 
den Partnern in den Vereinigten Staaten 
von Amerika ein Abkommen aushandeln 
kann, das von beiderseitigem Nutzen für 
die Mehrheit der Menschen sein wird, die 
in der EU und den USA leben und 
arbeiten; fordert den Rat daher auf, den 
Entwurf des Verhandlungsmandats nicht 
zu billigen, und plädiert generell dafür, 
dass sowohl das Verfahren, das zur 
Erstellung des Entwurfs des 
Verhandlungsmandats führt, als auch die 
Verhandlungen selbst absolut transparent 
sind und eine öffentliche Kontrolle 
ermöglichen;  

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/11 

Änderungsantrag 11 
Helmut Scholz, Paul Murphy, Patrick Le Hyaric, Marie-Christine Vergiat, 
Younous Omarjee 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Ziffer 2 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

2. vertritt die Auffassung, dass es für die 
EU und die USA von entscheidender 
Bedeutung ist, das ungenutzte Potential 
eines wirklich integrierten transatlantischen 
Marktes auszuschöpfen, um die Schaffung 
eines Höchstmaßes an menschenwürdigen 
Arbeitsplätzen zu ermöglichen und das 
Potential für ein intelligentes, starkes, 
nachhaltiges und ausgewogenes Wachstum 
zu fördern; hält den Zeitpunkt dafür 
angesichts der aktuellen Wirtschaftskrise, 
der Lage der Finanzmärkte und der 
finanziellen Bedingungen, der hohen 
Staatsverschuldung, der hohen 
Arbeitslosenquoten und der bescheidenen 
Wachstumsprognosen beiderseits des 
Atlantiks sowie der Vorteile einer genau 
abgestimmten Reaktion auf diese 
gemeinsamen Probleme für besonders 
angemessen; 

2. vertritt die Auffassung, dass es für die 
EU und die USA von entscheidender 
Bedeutung ist, das ungenutzte Potential 
eines wirklich integrierten transatlantischen 
Marktes auszuschöpfen, um die Schaffung 
eines Höchstmaßes an menschenwürdigen 
Arbeitsplätzen zu ermöglichen und das 
Potential für ein intelligentes, starkes, 
nachhaltiges und ausgewogenes Wachstum 
zu fördern; hält den Zeitpunkt dafür 
angesichts der aktuellen Wirtschaftskrise, 
der Lage der Finanzmärkte und der 
finanziellen Bedingungen, der hohen 
Staatsverschuldung, der hohen 
Arbeitslosenquoten und der bescheidenen 
Wachstumsprognosen beiderseits des 
Atlantiks sowie der Vorteile einer genau 
abgestimmten Reaktion auf diese 
gemeinsamen Probleme für besonders 
angemessen; weist darauf hin, dass das 
öffentliche Auftragswesen in der EU 
infolge der Schuldenkrise und von 
Sparmaßnahmen einen starken Rückgang 
verzeichnet, der sich bei der Umsetzung 
des Fiskalpakts noch beschleunigen wird; 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/12 

Änderungsantrag 12 
Helmut Scholz, Paul Murphy, Patrick Le Hyaric, Jacky Hénin, Marie-Christine Vergiat, 
Younous Omarjee 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Ziffer 2 a (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  2a. fordert nachdrücklich, dass die tiefe 
wirtschaftliche und soziale Krise, von der 
beide Volkswirtschaften betroffen sind, 
nicht als Vorwand dienen darf, um 
Sozial-, Umwelt- und Arbeitsnormen 
abzuschwächen, sondern dass ein 
mögliches künftiges Abkommen vielmehr 
die höchsten bestehenden Sozial-, 
Umwelt- und Arbeitsstandards 
widerspiegeln sollte;  

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/13 

Änderungsantrag 13 
Cornelia Ernst, Helmut Scholz, Patrick Le Hyaric, Marie-Christine Vergiat, 
Younous Omarjee 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Ziffer 6 a (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  6a. vertritt die Auffassung, dass jegliche 
Handelsverhandlungen die 
uneingeschränkte Achtung des EU-
Grundrechtsstandards durch die 
Aufnahme einer Menschenrechtsklausel 
als üblichen Bestandteil der EU-
Handelsabkommen mit Drittländern 
gewährleisten sollten; ist der Ansicht, 
dass das Abkommen nach dem Vorbild 
des Artikels XIV des GATS bezüglich der 
Ausnahmeregelung zum Schutz 
personenbezogener Daten geschlossen 
werden sollte; 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/14 

Änderungsantrag 14 
Helmut Scholz, Paul Murphy, Patrick Le Hyaric, Marie-Christine Vergiat, 
Younous Omarjee 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Ziffer 9 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

9. fordert den Rat auf, die im 
Abschlussbericht der HLWG enthaltenen 
Empfehlungen weiterzuverfolgen und die 
Kommission zu ermächtigen, 
Verhandlungen über ein Abkommen für 
eine Transatlantische Handels- und 
Investitionspartnerschaft (TTIP) mit den 
USA aufzunehmen; 

9. fordert den Rat auf, die Kommission 
nicht zu ermächtigen, Verhandlungen über 
ein Abkommen für eine Transatlantische 
Handels- und Investitionspartnerschaft 
(TTIP) mit den USA aufzunehmen, 
solange keine ordentliche 
Folgenabschätzung vorliegt und 
umfassende und transparente Beratungen 
mit der Zivilgesellschaft und allen 
Interessengruppen noch ausstehen; 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/15 

Änderungsantrag 15 
Helmut Scholz, Paul Murphy, Patrick Le Hyaric, Jacky Hénin, Marie-Christine Vergiat, 
Younous Omarjee 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Ziffer 10 a (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  10a. schließt sich dem Aufruf des 
Europäischen Gewerkschaftsbunds 
(EGB) und der American Federation of 
Labor/Congress of Industrial 
Organizations (AFL-CIO) an, darauf zu 
verzichten, Mechanismen zur Beilegung 
von Investor-Staat-Streitigkeiten (ISDS) 
in ein mögliches künftiges Handels- und 
Investitionsabkommen mit den USA 
aufzunehmen, und unterstützt das 
Regulierungsrecht im allgemeinen 
Interesse der Gesellschaft;  

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/16 

Änderungsantrag 16 
Helmut Scholz, Paul Murphy, Patrick Le Hyaric, Marie-Christine Vergiat, 
Younous Omarjee 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Ziffer 10 b (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  10b. ruft die Kommission und den Rat 
auf, bei der endgültigen Festlegung des 
Mandats das „Vorsorgeprinzip“ 
anzuwenden und dieses zu verteidigen, 
wenn es um den Umweltschutz oder die 
Gesundheit von Menschen, Tieren und 
Pflanzen geht, insbesondere in Bezug auf 
GVO, die Verwendung von Hormonen 
und das Klonen;  

Or. en 



 

AM\936826DE.doc  PE509.811v01-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

 
20.5.2013 B7-0187/17 

Änderungsantrag 17 
Helmut Scholz, Lothar Bisky, Marie-Christine Vergiat, Patrick Le Hyaric, Jacky Hénin, 
Younous Omarjee 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Ziffer 11 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

11. hält es für unerlässlich, dass die EU 
und ihre Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
wahren, ihre Politik im kulturellen und 
audiovisuellen Bereich zu erhalten und 
weiterzuentwickeln, und zwar im Rahmen 
ihres Besitzstandes an Rechtsvorschriften, 
Normen und Übereinkommen; fordert 
daher, dass die Ausklammerung von 
Diensten mit kulturellen oder 
audiovisuellen Inhalten, auch online, im 
Verhandlungsmandat eindeutig 
festgehalten wird; 

11. hält es für unerlässlich, dass die Union 
und ihre Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
wahren, ihre Politik im kulturellen und 
audiovisuellen Bereich zu erhalten und 
weiterzuentwickeln, und zwar im Rahmen 
ihres Besitzstandes an Rechtsvorschriften, 
Normen und Übereinkommen, 
einschließlich des UNESCO-
Übereinkommens zum Schutz und zur 
Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen; fordert daher, dass die 
Ausklammerung von Diensten mit 
kulturellen oder audiovisuellen Inhalten, 
auch online, im Verhandlungsmandat 
eindeutig festgehalten wird; 

Or. en 



 

AM\936826DE.doc  PE509.811v01-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

 
20.5.2013 B7-0187/18 

Änderungsantrag 18 
Helmut Scholz, Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Ziffer 15 a (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  15a. ist besorgt darüber, dass der National 
Trade Estimate Report on Foreign Trade 
Barriers 2013 des US-
Handelsbeauftragten eine Reihe wichtiger 
Vorschriften in den EU-Mitgliedstaaten 
als maßgebliche Handelshemmnisse 
erachtet, insbesondere: 

 – verschiedene Maßnahmen zur 
Kostendämpfung in mehreren 
Mitgliedstaaten, weil sie den Interessen 
US-amerikanischer Pharmaunternehmen 
abträglich seien, 

 – sogenannte „verdeckte Subventionen“ 
für Obsterzeuger in der EU, 

 – das EU-System zum Schutz 
geografischer Angaben,  

 – die bestehenden Vorschriften 
hinsichtlich des Schutzes und der 
Geltendmachung von Urheberrechten 
und vor allem die Ablehnung des ACTA-
Übereinkommens sowie spezifische 
Rechtsvorschriften in nicht weniger als 
13 Mitgliedstaaten, 

 – Vorschläge zum Datenschutz, die den 
internationalen Datenverkehr 
einschränken könnten, 

 – inhaltliche Quoten für den Rundfunk, 
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insbesondere in Frankreich, Italien, 
Polen und Spanien, 

 – das Recht für US-Bürger, in den EU-
Mitgliedstaaten den Anwaltsberuf 
auszuüben, 

 – Zugang zum irischen Markt für 
Energiedienstleistungen, 

 – Beschränkungen hinsichtlich des 
ausländischen Immobilienbesitzes in 
Zypern, 

 – Beschränkungen bei der Erlangung 
einer Mehrheitsbeteiligung in 11 
Wirtschaftssektoren in Frankreich sowie 
im französischen Fonds Stratégique 
d'Investissement und bei dem Modell der 
„Goldenen Aktie“, 

 – Local Content-Kriterien für 
Steueranreize in Griechenland, 

 – das italienische Förderprogramm für 
die Erzeugung photovoltaischer 
Solarenergie in Italien, das in der EU 
hergestellte Bauteile vorschreibt, 

 – eine Reihe von Vorschriften der EU und 
der Mitgliedstaaten über die öffentliche 
Beschaffung, einschließlich der Regelung 
des Marktzugangs; 

 weist die Kommission darauf hin, dass 
ihre Kompetenzen bei den Verhandlungen 
eingeschränkt sind und dass die 
Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips von 
großer Bedeutung ist; 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/19 

Änderungsantrag 19 
Helmut Scholz, Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Ziffer 16 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

16. begrüßt insbesondere die Empfehlung 
der HLWG, dass die EU und die USA sich 
mit den umwelt- und arbeitstechnischen 
Aspekten des Handels und der 
nachhaltigen Entwicklung befassen sollten; 
vertritt die Auffassung, dass die 
Erfahrungen aus früheren 
Handelsabkommen der EU und den 
langfristigen Verpflichtungen zwischen der 
EU und den USA berücksichtigt werden 
sollten, um die Erarbeitung und 
Durchsetzung von Rechtsvorschriften und 
politischen Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Arbeits- und Umweltrechts zu 
unterstützen und die von der 
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) 
festgelegten Kernnormen und Richtgrößen, 
menschenwürdige Arbeitsplätze und 
nachhaltige Entwicklung zu fördern; 
ermuntert dazu, Normen im Bereich der 
sozialen Verantwortung der Unternehmen 
(SVU) zu harmonisieren; stellt fest, dass 
die Festlegung gemeinsamer Normen eine 
technische wie auch politische 
Herausforderung darstellt, und betont, dass 
das gemeinsame Ziel darin bestehen sollte, 
zu gewährleisten, dass die ökologischen 
Bestrebungen nicht abnehmen; 

16. bekräftigt, dass ein nachhaltiges 
Kapitel über Umwelt- und Arbeitsrechte 
eine Vorbedingung für jegliche 
Zustimmung des Parlaments ist;  vertritt 
die Auffassung, dass die Erfahrungen aus 
früheren Handelsabkommen der EU und 
den langfristigen Verpflichtungen 
zwischen der EU und den USA 
berücksichtigt werden sollten, um die 
Erarbeitung und Durchsetzung von 
Rechtsvorschriften und politischen 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Arbeits- 
und Umweltrechts zu unterstützen und die 
von der Internationalen Arbeitsorganisation 
(IAO) festgelegten Kernnormen und 
Richtgrößen, menschenwürdige 
Arbeitsplätze und nachhaltige Entwicklung 
zu fördern; ermuntert dazu, Normen im 
Bereich der sozialen Verantwortung der 
Unternehmen (SVU) zu harmonisieren; 
stellt fest, dass die Festlegung 
gemeinsamer Normen eine technische wie 
auch politische Herausforderung darstellt, 
und betont, dass das gemeinsame Ziel darin 
bestehen sollte, zu gewährleisten, dass die 
ökologischen Bestrebungen nicht 
abnehmen; 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/20 

Änderungsantrag 20 
Helmut Scholz, Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Ziffer 16 a (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  16a. betont, dass sich für die Bürger und 
die Volkswirtschaften der EU besondere 
Nachteile ergeben werden, wenn der Rat 
keinen Zeitplan festlegt und folgende 
Aspekte nicht in die 
Verhandlungsrichtlinien für die 
Kommission aufnimmt: 

 – konkrete und messbare Ergebnisse von 
der US-Regierung bezüglich 
nichttarifärer Maßnahmen im Hinblick 
auf den Abbau unnötiger oder obsoleter 
Maßnahmen, wie etwa des Jones Act, die 
den Handel zwischen der EU und den 
USA hemmen; die Kommission sollte den 
Rat und das Europäische Parlament 
regelmäßig über die Fortschritte in 
diesem Bereich unterrichten, 

 – Abschaffung bestehender nichttarifärer 
Maßnahmen im Automobilsektor, wie 
etwa des „American Automobile 
Labelling Act“, der niedrigen Cetanzahl 
von Diesel in den USA oder des 
Erfordernisses der Doppelzertifizierung, 
das sich aus dem C-TPAT-Programm 
ergibt; ermuntert die Kommission und die 
US-Regierung, ihre Zusammenarbeit 
hinsichtlich Sicherheitsstandards und 
Umweltangelegenheiten im Rahmen der 
Sachverständigengruppe 
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„Kraftfahrzeuge“ der ECE auszubauen, 

 – einen gestaffelten Zeitplan für die 
Senkung strategisch wichtiger Zölle in der 
EU, damit die Industrie der EU genügend 
Zeit hat, sich an den verschärften 
Wettbewerb anzupassen,  

 – wirksame bilaterale Schutzmaßnahmen 
zur Verhütung eines plötzlichen Anstiegs 
der Einfuhren, welcher Industriezweigen 
in der EU oder den USA einen schweren 
Schaden zufügen würde oder könnte, 
insbesondere in sensiblen 
Wirtschaftsbereichen wie der Automobil- 
und der Elektronikindustrie und bei 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen, 

 – aktive Maßnahmen, um die Einbindung 
von KMU in den transatlantischen Markt 
zu unterstützen, 

 – die Bezugnahme auf internationale 
gesundheitspolizeiliche und 
pflanzenschutzrechtliche Normen und 
Vorschriften, insbesondere auf diejenigen 
des Codex Alimentarius, des 
Internationalen Tierseuchenamts (OIE) 
und des Internationalen 
Pflanzenschutzübereinkommens (IPPC), 

 – ein Kapitel über sanitäre und 
phytosanitäre Maßnahmen, das die EU-
Normen nicht unterschreitet und die 
Ablehnung der breiten Mehrheit der EU-
Bevölkerung gegenüber genetisch 
veränderten Organismen, der 
Chlorbehandlung von Hühnchen und 
dem Klonen von Tieren uneingeschränkt 
berücksichtigt, 

 – durchsetzbare Maßnahmen zum Schutz 
geografischer Angaben, 

 – ein Kapitel über die öffentliche 
Beschaffung, das Ausnahmen für die 
Auftragsvergabe seitens lokaler 
Verwaltungsbehörden, öffentlicher 
Versorgungsbetriebe und in den 
Bereichen Vereidigung und Sicherheit 
vorsieht; ein Kapitel, das den 
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Lokalisierungsanforderungen im 
öffentlichen Beschaffungswesen von 
Mitgliedstaaten nicht widerspricht; 

 – ein schlagkräftiges und ehrgeiziges 
Kapitel über nachhaltige Entwicklung, 
das über Kernarbeitsnormen, 
einschließlich der vier vorrangigen IAO-
Übereinkommen für Industrieländer, weit 
hinausgeht; dieses Kapitel muss auch die 
Errichtung eines zivilgesellschaftlichen 
Forums beinhalten, das die Umsetzung 
des Kapitels sowie die wirksame 
Umsetzung multilateraler Abkommen in 
den Bereichen Umwelt, Klimaschutz, 
Tierschutz und Schutz der biologischen 
Vielfalt überwacht und kritisch begleitet; 
das Kapitel darf vom 
Streitbeilegungssystem, einschließlich 
einer möglichen Aussetzung des 
Abkommens, nicht ausgeschlossen 
werden; 

Or. en 
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20.5.2013 B7-0187/21 

Änderungsantrag 21 
Helmut Scholz 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Ziffer 16 b (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  16b. bekräftigt seine Auffassung, dass 
Abkommen der EU mit Mitgliedern der 
OECD, wie im Fall des Abkommens 
zwischen der EU und Korea, keine 
Beilegung von Investor-Staat-
Streitigkeiten vorsehen sollten; hebt seine 
Auffassung hervor, dass beide an der 
TTIP beteiligten Vertragsparteien jeweils 
über hochkompetente, neutrale und 
leistungsfähige Rechtssysteme verfügen; 
fordert den Rat auf, Verhandlungen über 
die Beilegung von Investor-Staat-
Streitigkeiten vom Mandat 
auszuschließen; fordert den Rat auf, den 
Geltungsbereich der Passage über den 
Investitionsschutz im Abkommen auf 
Investitionen zu beschränken, die nach 
dem Inkrafttreten des Abkommens 
getätigt werden; fordert den Rat auf, das 
Konzept einer fairen und gerechten 
Behandlung im Mandat durch einen 
Verweis auf das internationale 
Gewohnheitsrecht zu ersetzen; fordert den 
Rat auf, das Konzept der indirekten 
Enteignung aus dem Mandat zu 
entfernen; 

Or. en 



 

AM\936826DE.doc  PE509.811v01-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

 
20.5.2013 B7-0187/22 

Änderungsantrag 22 
Helmut Scholz, Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0187/2013 
Vital Moreira 
im Namen des Ausschusses für internationalen Handel 
Verhandlungen der EU mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ein Handels- und 
Investitionsabkommen 

Entschließungsantrag 
Ziffer 21 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

21. weist darauf hin, dass während der 
Verhandlungen ein proaktiver Kontakt und 
ein kontinuierlicher und transparenter 
Austausch der Kommission mit einer 
großen Anzahl betroffener Parteien, wie 
etwa Vertretern von Unternehmens-, 
Umwelt-, Agrar-, Verbraucher-, 
Arbeitnehmer- und anderen Verbänden, 
erforderlich ist, um eine sachliche 
Diskussion zu gewährleisten, Vertrauen in 
die Verhandlungen zu schaffen, 
angemessene Beiträge von verschiedenen 
Seiten zu erhalten und die öffentliche 
Unterstützung zu fördern, indem die 
Anliegen der betroffenen Parteien 
berücksichtigt werden; ruft alle betroffenen 
Parteien auf, sich aktiv zu beteiligen sowie 
für die Verhandlungen relevante Initiativen 
und Informationen einzubringen;  

21. weist darauf hin, dass während der 
Verhandlungen ein proaktiver Kontakt und 
ein kontinuierlicher und transparenter 
Austausch der Kommission mit der 
allgemeinen Öffentlichkeit und einer 
großen Anzahl betroffener Parteien, wie 
etwa Vertretern von Unternehmens-, 
Umwelt-, Agrar-, Verbraucher-, 
Arbeitnehmer- und anderen Verbänden, 
erforderlich ist, um eine sachliche 
Diskussion zu gewährleisten, Vertrauen in 
die Verhandlungen zu schaffen, 
angemessene Beiträge von verschiedenen 
Seiten zu erhalten und die öffentliche 
Unterstützung zu fördern, indem die 
Anliegen der betroffenen Parteien 
berücksichtigt werden; ruft alle betroffenen 
Parteien auf, sich aktiv zu beteiligen sowie 
für die Verhandlungen relevante Initiativen 
und Informationen einzubringen; ermutigt 
die Bildung der öffentlichen Meinung 
und die ernsthafte Berücksichtigung 
geäußerter Bedenken; fordert daher ein 
Höchstmaß an Transparenz für die 
Verhandlungsdokumente;  

Or. en 

 
 


